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I. EINLEITUNG 

1. Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung vom März 2013 erklärt, dass es "einer engen Zu-

sammenarbeit zwischen der OECD und der G20 [bedarf], um international vereinbarte Stan-

dards zu entwickeln, die eine Aushöhlung der Steuerbemessungsgrundlagen sowie eine 

Gewinnverlagerung verhindern".1 Darüber hinaus ist er auf seiner Tagung vom Dezember 2014 

zu dem Schluss gelangt, dass es "dringend erforderlich [ist], die Anstrengungen zur Bekämp-

fung von Steuerumgehung und aggressiver Steuerplanung sowohl weltweit als auch auf 

Unionsebene weiter voranzubringen".2 

2. Die Kommission hat am 28. Januar 2016 den obengenannten Gesetzgebungsvorschlag3 

("DAC4") vorgelegt, der Teil des Pakets zur Bekämpfung der Steuervermeidung ist. 

                                                 
1 Dok. EUCO 23/13 CO EUR 3 CONCL 2, Nummer 6. 
2 Dok. EUCO 237/14 CO EUR 16 CONCL 6, Nummer 3. 
3 Dok. 5638/16 FISC 9 + ADD 1. 
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3. Die Stellungnahmen des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses bzw. des Europäi-

schen Parlaments zu diesem Kommissionsvorschlag werden voraussichtlich in Kürze vorgelegt. 

4. Der Gesetzgebungsvorschlag der Kommission basiert auf den "Leitlinien zur Verrechnungs-

preisdokumentation und länderbezogenen Berichterstattung zum Aktionspunkt 13 des Aktions-

plans der OECD/G20 zur Bekämpfung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung". Darin 

sind die Standards für eine länderbezogene Berichterstattung über Einkünfte, Gewinne, 

gezahlte Steuern sowie bestimmte Messgrößen für die Wirtschaftstätigkeit multinationaler 

Unternehmensgruppen festgelegt und Maßnahmen für den automatischen Austausch derartiger 

Berichte durch die Steuerbehörden vorgesehen.4 Die Einführung derartiger Standards ist Teil 

des Aktionsplans der OECD zur Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (BEPS), der von 

den Finanzministern der G20 am 8. Oktober 2015 in Lima (Peru) und von den Staats- und 

Regierungschefs der G20 am 15./16. November 2015 in Antalya (Türkei) gebilligt und vom 

Rat (Wirtschaft und Finanzen) auf seiner Tagung vom Dezember 2015 in den "Schlussfolge-

rungen des Rates zur Bekämpfung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung (BEPS) im 

EU-Kontext"5 begrüßt wurde. 

5. Darüber hinaus haben im Rahmen dieser Arbeit der OECD mehr als 30 Länder (darunter 

20 EU-Mitgliedstaaten) das multilaterale Übereinkommen über den Austausch der länderbezo-

genen Berichte zwischen den zuständigen Behörden (CbC MCAA) unterzeichnet6, das dem 

Modell der OECD folgt und für die beteiligten zuständigen Behörden, die den Aktionspunkt 13 

zur BEPS umsetzen, Vorschriften und Verfahren festlegt, damit sie dem obengenannten 

OECD-Standard zufolge jedes Jahr automatisch länderbezogene Berichte austauschen. 

                                                 
4 Dieser Text ist abrufbar unter: http://www.oecd-ilibrary.org/taxation/leitlinien-zur-verrech-

nungspreisdokumentation-und-landerbezogenen-berichterstattung_9789264231283-
de;jsessionid=11klkm4tqs6t2.x-oecd-live-03 

5 Dok. 15150/15 FISC 185 ECOFIN 965, Nummer 6. 
6 Die Liste der Unterzeichnerstaaten ist abrufbar unter: http://www.oecd.org/tax/automatic-

exchange/about-automatic-exchange/CbC-MCAA-Signatories.pdf 
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6. Die Kommission beabsichtigt, die obengenannten OECD-Standards in EU-Recht umzusetzen, 

und ergänzt das multilaterale Übereinkommen CbC MCAA durch harmonisierte, in einem 

EU-Gesetzgebungsakt festgelegte Vorschriften. Daher schlägt die Kommission vor, die gel-

tende Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich 

der Besteuerung7 zu ändern, indem der Geltungsbereich dieser Richtlinie auf den automati-

schen Informationsaustausch zwischen den Steuerbehörden der Mitgliedstaaten ausgeweitet 

wird: Multinationale Unternehmensgruppen mit einem konsolidierten Gesamtumsatz von min-

destens 750 000 000 EUR werden verpflichtet, den Steuerbehörden der Mitgliedstaaten ihre 

länderbezogenen Berichte nach den Vorschriften des neuen von der Kommission vorgeschla-

genen Anhangs III der Richtlinie vorzulegen. 

7. Der Rat (Wirtschaft und Finanzen) hat auf seiner Tagung vom 8. Dezember 2015 die Notwen-

digkeit hervorgehoben, auf EU-Ebene gemeinsame, aber flexible Lösungen im Einklang mit 

den BEPS-Schlussfolgerungen der OECD zu finden, mit besonderem Augenmerk auf der Ein-

haltung der im EU-Vertrag verankerten Freiheiten und Zuständigkeiten, und eine wirksame, 

rasche und koordinierte Umsetzung der auf EU-Ebene anzunehmenden 

Anti-BEPS-Maßnahmen durch die Mitgliedstaaten unterstützt. Ferner hat er darauf hingewie-

sen, dass EU-Richtlinien – sofern zweckmäßig – das bevorzugte Mittel zur Umsetzung der 

BEPS-Schlussfolgerungen der OECD in der EU sein sollten, um sowohl Rechtssicherheit als 

auch Verhältnismäßigkeit bei dem durch den Binnenmarkt erforderlichen Maß an Harmonisie-

rung zu gewährleisten8. 

II. SACHSTAND 

8. Der niederländische Vorsitz hat die Arbeit zum "DAC4"-Vorschlag zum Schwerpunkt erklärt 

(als ersten Schritt seiner Arbeit zu dem jüngst vorgelegten Gesamtpaket zur Bekämpfung der 

Steuervermeidung), und der Rat (Wirtschaft und Finanzen) hat sich auf seiner Tagung vom 

12. Februar 2016 generell dafür ausgesprochen, dass die Arbeiten an diesem Dossier rasch vor-

angebracht werden sollten. Daher strebt der Vorsitz eine Einigung über die allgemeine Aus-

richtung des Rates zur Richtlinie zur Änderung der DAC bis zur Tagung des Rates (Wirtschaft 

und Finanzen)  am 8. März 2016  an. 

                                                 
7 ABl. L 64 vom 11.3.2011, S. 1, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2015/2376 des Rates 

vom 8. Dezember 2015 (ABl. L 332 vom 18.12.2015, S. 1). 
8 Siehe "Schlussfolgerungen des Rates zur Bekämpfung der Gewinnverkürzung und Gewinn-

verlagerung (BEPS) im EU-Kontext" (Dok. 15150/15 FISC 185 ECOFIN 965, Nrn. 10, 12 und 
17). 
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9. Der Kommissionsvorschlag ist in zwei Sitzungen der Gruppe "Steuerfragen" (9. und 

16. Februar 2016), in der Sitzung der Hochrangigen Gruppe "Steuerfragen" vom 23. Februar 

2016 als auch auf der Tagung des AStV (2. Teil) vom 2. März 2016 erörtert worden, in deren 

Verlauf der Vorsitz auf die Bedenken einiger Mitgliedstaaten in Bezug auf den ursprünglichen 

Kommissionsvorschlag eingegangen ist. 

10. Der AStV (2. Teil) kam zu dem Schluss, dass der Kompromisstext des Vorsitzes in der Fassung 

des Dokuments 6418/16 FISC 26 ECOFIN 138 dem Rat im Hinblick auf eine Einigung über 

eine allgemeinen Ausrichtung ohne Änderungen übermittelt werden sollte, da in diesem Sta-

dium keine weiteren Arbeiten in Bezug auf den in diesem Text dargelegten Kompromiss erfor-

derlich sind. Eine Reihe von Delegationen erhielt jedoch ihren Parlamentsvorbehalt aufrecht 

und eine Delegation teilte mit, dass sie ihre Stellungnahme erst auf der Tagung des Rates 

(Wirtschaft und Finanzen) am 8. März 2016 abgeben kann. 

III. WEITERES VORGEHEN 

11. Vor diesem Hintergrund hofft der Vorsitz, dass die noch bestehenden Vorbehalte einiger Dele-

gationen aufgehoben werden können, damit alle Mitgliedstaaten auf der Tagung des Rates 

(ECOFIN) in der Lage sind, den in der Anlage wiedergegebenen Kompromisstext zu unterstüt-

zen. 

12. Der Rat wird daher ersucht, 

– sich auf eine allgemeine Ausrichtung zu dem in der Anlage wiedergegebenen Text der 

Richtlinie zu einigen, damit diese vorbehaltlich einer Überarbeitung durch die Rechts- und 

Sprachsachverständigen und des Eingangs der Stellungnahme des Europäischen Parla-

ments auf einer seiner nächsten Tagungen als A-Punkt angenommen werden kann. 
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ANLAGE 

2016/0010 (CNS) 
 

Vorschlag für eine 
 

RICHTLINIE DES RATES 
 

zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich der Verpflichtung zum automatischen 
Austausch von Informationen im Bereich der Besteuerung 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf die Arti-

kel 113 und 115, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments9, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses10, 

gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren, 

                                                 
9 ABl. C [...] vom [...], S. [...]. 
10 ABl. C [...] vom [...], S. [...]. 
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In den letzten Jahren haben sich Steuerbetrug und Steuerhinterziehung zu einer erheblichen 

Herausforderung entwickelt und sind in der Europäischen Union sowie weltweit in den Mit-

telpunkt des Interesses gerückt. Der automatische Informationsaustausch ist in dieser Hinsicht 

ein wichtiges Instrument, und die Kommission hat in ihrer Mitteilung vom 6. Dezember 2012 

mit einem Aktionsplan zur Verstärkung der Bekämpfung von Steuerbetrug und Steuerhinter-

ziehung betont, dass der automatische Informationsaustausch als künftiger europäischer und 

internationaler Standard für Transparenz und Informationsaustausch in Steuerfragen nach-

drücklich gefördert werden muss. Der Europäische Rat forderte in seinen Schlussfolgerungen 

vom 22. Mai 2013 eine Erweiterung des automatischen Informationsaustauschs auf Unions-

ebene und auf globaler Ebene, um Steuerbetrug, Steuerhinterziehung und aggressive Steuer-

planung einzudämmen. 

(2) Da multinationale Unternehmensgruppen in verschiedenen Ländern tätig sind, bietet sich 

ihnen die Möglichkeit der aggressiven Steuerplanung, die inländischen Unternehmen nicht 

zur Verfügung steht. Inländische – in der Regel kleine und mittlere – Unternehmen sind 

dadurch unter Umständen besonders benachteiligt, da ihre Steuerbelastung höher ist als die 

der multinationalen Unternehmensgruppen. Auf der anderen Seite können allen Mitgliedstaa-

ten Einnahmen entgehen, und es besteht die Gefahr, dass ein Wettbewerb um multinationale 

Unternehmensgruppen entsteht, die mit weiteren Steuervergünstigungen angelockt werden 

sollen. 

(3) Die Steuerbehörden der Mitgliedstaaten benötigen umfassende und relevante Informationen 

über multinationale Unternehmensgruppen betreffend ihre Struktur, ihre Verrechnungspreis-

politik und ihre internen Transaktionen sowohl innerhalb als auch außerhalb der EU. Auf der 

Grundlage dieser Informationen können die Steuerbehörden schädlichen Steuerpraktiken 

durch Änderungen der Rechtsvorschriften oder angemessene Risikobewertungen und Steuer-

prüfungen begegnen und feststellen, ob Unternehmen Praktiken angewendet haben, die zu 

einer künstlichen Verlagerung erheblicher Gewinnbeträge in Gebiete mit günstigerer Besteue-

rung führen. 
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(4) Eine erhöhte Transparenz gegenüber den Steuerbehörden könnte für multinationale Unterneh-

mensgruppen einen Anreiz schaffen, bestimmte Praktiken aufzugeben und ihren gerechten 

Anteil am Steueraufkommen in dem Land zu entrichten, in dem die Gewinne erzielt werden. 

Die Erhöhung der Transparenz für multinationale Unternehmensgruppen ist daher ein 

wesentlicher Bestandteil der Bekämpfung von Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung. 

(5) Die Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mit-

gliedstaaten zu einem Verhaltenskodex zur Verrechnungspreisdokumentation für verbundene 

Unternehmen in der Europäischen Union gibt den in der Union ansässigen multinationalen 

Unternehmensgruppen ein Verfahren an die Hand, mit dem sie den Steuerbehörden Informa-

tionen über ihre weltweiten Geschäfte und ihre Verrechnungspreispolitik (Stammdokumenta-

tion bzw. Master File) sowie über die konkreten Transaktionen der inländischen Geschäfts-

einheit (landesspezifische Dokumentation bzw. Local File) zur Verfügung stellen können. Die 

EU-Verrechnungspreisdokumentation sieht jedoch derzeit keinen Mechanismus für die 

Bereitstellung eines länderbezogenen Berichts vor. 

(6) Im länderbezogenen Bericht sollten multinationale Unternehmensgruppen jährlich und für alle 

Steuerhoheitsgebiete, in denen sie einer Geschäftstätigkeit nachgehen, die Höhe ihrer Erträge, 

ihrer Vorsteuergewinne sowie ihrer bereits gezahlten und noch zu zahlenden Ertragsteuern 

angeben. Außerdem sollten sie Angaben zur Zahl ihrer Beschäftigten, ihrem ausgewiesenen 

Kapital, ihren einbehaltenen Gewinnen und ihren materiellen Vermögenswerten in den ein-

zelnen Steuerhoheitsgebieten machen. Schließlich sollten sie alle Geschäftseinheiten der 

Gruppe nennen, die in einem bestimmten Steuerhoheitsgebiet tätig sind, und Informationen zu 

den von den einzelnen Geschäftseinheiten ausgeübten Geschäftstätigkeiten liefern. 

(7) Um eine effizientere Nutzung öffentlicher Mittel zu gewährleisten und den Verwaltungsauf-

wand für multinationale Unternehmensgruppen zu verringern, sollte die Berichterstattungs-

pflicht nur für multinationale Unternehmensgruppen gelten, deren jährlicher konsolidierter 

Gesamtumsatz einen bestimmten Betrag überschreitet. Mit der Richtlinie sollte gewährleistet 

werden, dass in der gesamten EU die gleichen Informationen gesammelt und den Steuerver-

waltungen zeitnah zur Verfügung gestellt werden. 
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(8) Um das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarkts zu gewährleisten, muss die EU für 

einen fairen Wettbewerb zwischen den in der EU ansässigen und den nicht in der EU ansässi-

gen multinationalen Unternehmensgruppen mit einer oder mehreren Geschäftseinheiten in der 

EU sorgen. Beide sollten daher der Berichterstattungspflicht unterliegen. 

(9) Die Mitgliedstaaten sollten für Verstöße gegen die aufgrund dieser Richtlinie erlassenen 

nationalen Vorschriften Sanktionen festlegen und dafür sorgen, dass diese Sanktionen ange-

wendet werden. Die Wahl der Sanktionen bleibt zwar den Mitgliedstaaten überlassen, doch 

sollten die vorgesehenen Sanktionen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

(10) Um das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarkts zu gewährleisten, muss sicher-

gestellt werden, dass die Mitgliedstaaten aufeinander abgestimmte Vorschriften über die 

Transparenzpflichten multinationaler Unternehmensgruppen erlassen. 

(11) Die Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 über die Zusammenarbeit der 

Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 

77/799/EWG sieht in einigen Bereichen bereits einen verpflichtenden automatischen Infor-

mationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten vor. Der Geltungsbereich dieser Richtlinie 

sollte auf den verpflichtenden automatischen Austausch länderbezogener Berichte zwischen 

den Mitgliedstaaten ausgedehnt werden. 

(12) Der verpflichtende automatische Austausch länderbezogener Berichte zwischen den Mitglied-

staaten sollte in jedem Fall auch die Übermittlung bestimmter Basisinformationen umfassen, 

zu denen diejenigen Mitgliedstaaten Zugang hätten, in denen gemäß den im Bericht enthalte-

nen Informationen eine oder mehrere Geschäftseinheiten der multinationalen Unternehmens-

gruppe entweder steuerlich ansässig oder in Bezug auf die Geschäftstätigkeiten, denen sie 

über eine Betriebsstätte nachgehen, steuerpflichtig sind. 
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(13) Um die Kosten und den Verwaltungsaufwand sowohl für die Steuerverwaltungen als auch für 

die multinationalen Unternehmensgruppen so gering wie möglich zu halten, gilt es Vor-

schriften festzulegen, die den internationalen Entwicklungen Rechnung tragen, und positiv zu 

ihrer Umsetzung beizutragen. Am 19. Juli 2013 hat die Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) einen Aktionsplan zur Bekämpfung der Gewinn-

verkürzung und Gewinnverlagerung (BEPS-Aktionsplan) veröffentlicht, der eine wichtige 

Initiative zur Änderung der bestehenden internationalen Steuervorschriften darstellt. Am 

5. Oktober 2015 hat die OECD ihre Abschlussberichte vorgelegt, die von den Finanzministern 

der G20 gebilligt wurden. Auf der Tagung vom 15. und 16. November 2015 wurde das Maß-

nahmenpaket der OECD auch von den Staats- und Regierungschefs der G20 gebilligt. 

(14) Die Arbeiten zum Aktionspunkt 13 des BEPS-Aktionsplans führten zu einer Reihe von Stan-

dards für die Bereitstellung von Informationen über multinationale Unternehmensgruppen, 

wozu auch die Stammdokumentation (Master File), die landesspezifische Dokumentation 

(Local File) und der länderbezogene Bericht zählen. Bei der Festlegung von Vorschriften für 

die länderbezogenen Berichte sollten daher auch die OECD-Standards berücksichtigt werden. 

(14a) Kann eine Geschäftseinheit nicht alle zur Erfüllung der Berichterstattungspflicht gemäß dieser 

Richtlinie erforderlichen Informationen erhalten oder einholen, könnten die Mitgliedstaaten 

dies als Hinweis auf die Notwendigkeit betrachten, eine allgemeine Beurteilung der Risiken 

der Verrechnungspreisgestaltung und anderer Risiken der Gewinnverkürzung und Gewinn-

verlagerung im Zusammenhang mit dieser multinationalen Unternehmensgruppe vorzu-

nehmen. 

(14b) Nachdem ein Mitgliedstaat festgestellt hat, dass ein anderer Mitgliedstaat es über einen länge-

ren Zeitraum hinweg versäumt hat, länderbezogene Berichte automatisch bereitzustellen, 

sollte er sich bemühen, den genannten Mitgliedstaat zu konsultieren. 

(15) Insbesondere sollte bei Maßnahmen der Union im Bereich der länderbezogenen Berichterstat-

tung auch weiterhin künftigen Entwicklungen auf OECD-Ebene Rechnung getragen werden. 

Bei der Umsetzung dieser Richtlinie sollten die Mitgliedstaaten als Referenz oder zur Aus-

legung der Richtlinie den von der OECD erstellten Abschlussbericht 2015 zu Aktions-

punkt 13 des OECD/G20-Projekts "Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung" heranziehen, 

um eine einheitliche Anwendung in allen Mitgliedstaaten zu gewährleisten. 



 

 

6672/16   do/BB/mh 10 
ANLAGE DG G 2B  DE 
 

(16) Für den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten über den länderbezogenen 

Bericht müssen die sprachlichen Anforderungen festgelegt werden. Außerdem müssen die 

notwendigen praktischen Vorkehrungen für die Modernisierung des CCN-Netzes getroffen 

werden. Damit einheitliche Bedingungen für die Durchführung von Artikel 20 Absatz 6 und 

Artikel 21 Absatz 6 gewährleistet sind, sollten der Kommission Durchführungsbefugnisse 

übertragen werden. Diese Befugnisse sollten nach Maßgabe der Verordnung (EU) 

Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates ausgeübt werden. 

(17) Um eine effizientere Nutzung von Ressourcen zu gewährleisten, den Informationsaustausch 

zu erleichtern und zu vermeiden, dass alle Mitgliedstaaten ähnliche Anpassungen ihrer Sys-

teme vornehmen müssen, sollte der Informationsaustausch über das von der Union ent-

wickelte Gemeinsame Kommunikationsnetz (Common Communication Network, CCN) 

erfolgen. Die für die Modernisierung des Systems erforderlichen praktischen Regelungen 

sollten von der Kommission nach dem in Artikel 26 Absatz 2 der Richtlinie 2011/16/EU 

genannten Verfahren erlassen werden. 

(18) Der Umfang des verpflichtenden Informationsaustauschs sollte daher um den automatischen 

Austausch von Informationen des länderbezogenen Berichts erweitert werden. 

(18a) In den jährlichen Berichten der Mitgliedstaaten an die Kommission gemäß Artikel 23 sollten 

der Umfang der Vorlage landesspezifischer Informationen gemäß Artikel 8aa und Anhang III 

Abschnitt 2 Nummer 1 der Richtlinie 2011/16/EU im Einzelnen angegeben und eine Auf-

listung der Staaten vorgenommen werden, in denen die obersten Muttergesellschaften von 

Geschäftseinheiten mit Sitz in der EU niedergelassen sind, in denen aber keine vollständigen 

Berichte vorgelegt oder ausgetauscht wurden.  

(18b) Die gemäß dieser Richtlinie ausgetauschten Informationen führen nicht zur Preisgabe eines 

Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder eines Geschäftsverfahrens oder von 

Informationen, deren Preisgabe die öffentliche Ordnung verletzen würde. 

(19) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die insbesondere 

mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden. 
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(20) Da das Ziel dieser Richtlinie, nämlich eine effiziente Zusammenarbeit der Verwaltungsbehör-

den der Mitgliedstaaten, unter Bedingungen, die mit dem ordnungsgemäßen Funktionieren 

des Binnenmarkts vereinbar sind, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht 

werden kann und daher wegen der erforderlichen Einheitlichkeit und Wirksamkeit auf 

Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 

des Vertrags über die Europäische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Ent-

sprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese 

Richtlinie nicht über das zur Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus. 

(21) Die Richtlinie 2011/16/EU sollte daher entsprechend geändert werden – 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie 2011/16/EU wird wie folgt geändert: 

(1) Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 9 erhält folgende Fassung: 

"9. 'automatischer Austausch' 

a) für die Zwecke des Artikels 8 Absatz 1 und der Artikel 8a und 8aa die systematische 

Übermittlung zuvor festgelegter Informationen an einen anderen Mitgliedstaat ohne 

dessen vorheriges Ersuchen in regelmäßigen, im Voraus bestimmten Abständen. Für 

die Zwecke des Artikels 8 Absatz 1 sind verfügbare Informationen solche Informatio-

nen, die in den Steuerakten des die Informationen übermittelnden Mitgliedstaats ent-

halten sind und die im Einklang mit den Verfahren für die Erhebung und Verarbeitung 

von Informationen des betreffenden Mitgliedstaats abgerufen werden können; 

b) für die Zwecke des Artikels 8 Absatz 3a die systematische Übermittlung zuvor festge-

legter Informationen über in anderen Mitgliedstaaten ansässige Personen an den 

jeweiligen Ansässigkeitsmitgliedstaat ohne dessen vorheriges Ersuchen in regelmäßi-

gen, im Voraus bestimmten Abständen; 

c) für die Zwecke anderer Bestimmungen dieser Richtlinie als Artikel 8 Absatz 1, Arti-

kel 8 Absatz 3a, Artikel 8a und Artikel 8aa die systematische Übermittlung zuvor fest-

gelegter Informationen gemäß den Buchstaben a und b;" 



 

 

6672/16   do/BB/mh 13 
ANLAGE DG G 2B  DE 
 

b) Folgender Unterabsatz 2 wird angefügt: 

"Im Zusammenhang mit Artikel 8 Absatz 3a, Artikel 8 Absatz 7a, Artikel 21 Absatz 2 und 

Artikel 25 Absätze 2 und 3 hat jeder großgeschriebene Ausdruck die Bedeutung, die er 

gemäß der entsprechenden Definition in Anhang I hat. Im Zusammenhang mit Artikel 8aa 

und Anhang III hat jeder großgeschriebene Ausdruck die Bedeutung, die er gemäß den ent-

sprechenden Definitionen in Anhang III hat." 

(2) In Kapitel II Abschnitt II wird folgender Artikel 8aa eingefügt: 

"Artikel 8aa 

Umfang und Voraussetzungen des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs 

über länderbezogene Berichte 

"1. Jeder Mitgliedstaat ergreift die erforderlichen Maßnahmen, um die in seinem Hoheitsgebiet 

steuerlich ansässige OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT einer MULTINATIONALEN 

UNTERNEHMENSGRUPPE oder einen anderen BERICHTENDEN RECHTSTRÄGER 

gemäß Anhang III Abschnitt II zu verpflichten, innerhalb von 12 Monaten nach dem letzten 

Tag des BERICHTSSTEUERJAHRS der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENS-

GRUPPE gemäß Anhang III Abschnitt II einen länderbezogenen Bericht in Bezug auf sein 

BERICHTSSTEUERJAHR vorzulegen. 

"2. Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, bei der der länderbezogene Bericht gemäß 

Absatz 1 eingegangen ist, übermittelt diesen Bericht innerhalb der in Absatz 4 festgelegten 

Frist mittels automatischem Austausch an jeden Mitgliedstaat, in dem gemäß den im Bericht 

enthaltenen Informationen eine oder mehrere GESCHÄFTSEINHEITEN der MULTI-

NATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE des BERICHTENDEN RECHTSTRÄGERS 

entweder steuerlich ansässig oder in Bezug auf die Geschäftstätigkeiten, denen sie über eine 

Betriebsstätte nachgehen, steuerpflichtig sind. 

"3. Der länderbezogene Bericht enthält folgende Informationen über die MULTINATIONALE 

UNTERNEHMENSGRUPPE: 

a) aggregierte Angaben zur Höhe der Erträge, der Vorsteuergewinne (-verluste), der 

bereits gezahlten Ertragsteuern, der noch zu zahlenden Ertragsteuern, des 

ausgewiesenen Kapitals, der einbehaltenen Gewinne sowie zur Beschäftigtenzahl und 

den materiellen Vermögenswerten ohne flüssige Mittel für alle Steuerhoheitsgebiete, in 

denen die MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPE tätig ist; 
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b) Angaben zu allen GESCHÄFTSEINHEITEN der MULTINATIONALEN 

UNTERNEHMENSGRUPPE, wobei der Staat der steuerlichen Ansässigkeit der 

jeweiligen GESCHÄFTSEINHEIT aufzuführen ist und – sofern vom Staat der 

steuerlichen Ansässigkeit abweichend – der Staat, nach dessen Rechtsvorschriften die 

jeweilige GESCHÄFTSEINHEIT organisiert ist, sowie die Art der wichtigsten 

Geschäftstätigkeit oder Geschäftstätigkeiten der GESCHÄFTSEINHEIT. 

"4. Die Übermittlung erfolgt innerhalb von 15 Monaten nach dem letzten Tag des Steuerjahrs der 

MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, auf das sich der länderbezogene 

Bericht bezieht. Der erste länderbezogene Bericht wird für das Steuerjahr der MULTI-

NATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE übermittelt, das am oder nach dem 1. Januar 

2016 beginnt; die Übermittlung erfolgt innerhalb von 18 Monaten nach dem letzten Tag des 

betreffenden Steuerjahrs. 

"5. [gestrichen]." 

(2a) Dem Artikel 16 wird folgender Absatz angefügt: 

"6. Ungeachtet der Absätze 1 bis 4 werden Informationen, die gemäß Artikel 8aa 

zwischen den Mitgliedstaaten übermittelt werden, für die Zwecke der allgemeinen 

Beurteilung der Risiken der Verrechnungspreisgestaltung und anderer Risiken im 

Zusammenhang mit Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung, einschließlich 

der Beurteilung des Risikos der Nichteinhaltung geltender Verrechnungspreis-

regelungen durch Mitglieder der multinationalen Unternehmensgruppe, sowie 

gegebenenfalls für wirtschaftliche und statistische Analysen verwendet. Verrech-

nungspreisanpassungen durch die Steuerbehörden des Mitgliedstaats, der die 

Informationen erhält, dürfen nicht auf die gemäß Artikel 8aa ausgetauschten 

Informationen gestützt sein. Ungeachtet dessen ist es nicht untersagt, die gemäß 

Artikel 8aa zwischen den Mitgliedstaaten übermittelten Informationen als Grund-

lage für weitere Untersuchungen bezüglich der Verrechnungspreisvereinbarungen 

der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE oder bezüglich anderer 

Steuersachen im Zuge einer Steuerprüfung zu nutzen, und entsprechende Anpas-

sungen des steuerpflichtigen Einkommens einer GESCHÄFTSEINHEIT können 

auf dieser Grundlage vorgenommen werden." 
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(3) Dem Artikel 20 wird folgender Absatz angefügt: 

"6. Der automatische Informationsaustausch über den länderbezogenen Bericht 

gemäß Artikel 8aa erfolgt in standardisierter Form unter Verwendung der Tabel-

len 1, 2 und 3 in Anhang III Abschnitt III. Die Kommission erlässt bis zum 

31. Dezember 2016 im Wege von Durchführungsrechtsakten die Sprachenrege-

lung für diesen Austausch. Diese hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, die 

Informationen nach Artikel 8aa in einer beliebigen Amts- und Arbeitssprache der 

Union zu übermitteln. In dieser Sprachenregelung kann jedoch vorgesehen wer-

den, dass die Schlüsselelemente dieser Informationen auch in einer anderen Amts-

sprache der Union übermittelt werden. Diese Durchführungsrechtsakte werden 

nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen." 

(4) Dem Artikel 21 wird folgender Absatz angefügt: 

"6. Die Übermittlung der nach Artikel 8aa Absatz 2 vorgelegten Informationen 

erfolgt auf elektronischem Wege mithilfe des CCN-Netzes. Die Kommission 

erlässt im Wege von Durchführungsrechtsakten die erforderlichen praktischen 

Regelungen für die Modernisierung des CCN-Netzes. Diese Durchführungs-

rechtsakte werden nach dem in Artikel 26 Absatz 2 genannten Verfahren 

erlassen." 

(5) Artikel 23 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"3. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission eine jährliche Bewertung der 

Wirksamkeit des automatischen Informationsaustauschs gemäß den Artikeln 8, 8a 

und 8aa sowie einen Überblick über die erreichten praktischen Ergebnisse. Die 

Kommission legt im Wege von Durchführungsrechtsakten die Form und die 

Bedingungen für die Übermittlung dieser jährlichen Bewertung fest. Diese Durch-

führungsrechtsakte werden nach dem Prüfverfahren gemäß Artikel 26 Absatz 2 

erlassen." 
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(6) Folgender Artikel 25a wird eingefügt: 

"Artikel 25a 

Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen die gemäß dieser Richtlinie im Hinblick auf 

Artikel 8aa erlassenen nationalen Vorschriften Sanktionen fest und treffen die zu ihrer 

Anwendung erforderlichen Maßnahmen. Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnis-

mäßig und abschreckend sein." 

(7) Artikel 26 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 26 

Ausschussverfahren 

"1. Die Kommission wird vom Ausschuss für die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im 

Steuerbereich unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung 

(EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates(*). 

"2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) 

Nr. 182/2011. 

(*) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die 

Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission 

kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13)." 



 

 

6672/16   do/BB/mh 17 
ANLAGE DG G 2B  DE 
 

(8) Anhang III, dessen Wortlaut im Anhang der vorliegenden Richtlinie wiedergegeben ist, 

wird angefügt. 

Artikel 2 

"1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum [DATUM: 12 Monate nach dem 

Tag des Inkrafttretens dieser Richtlinie] die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor-

schriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich 

den Wortlaut dieser Rechtsvorschriften mit. 

Sie wenden diese Vorschriften ab dem [DATUM: 12 Monate nach dem Tag des Inkraft-

tretens dieser Richtlinie + 1 Tag] an. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften 

selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie 

Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

"2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vor-

schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am […] 

 
 Im Namen des Rates 
 Der Präsident 
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ANHANG 

"ANHANG III 

Bereitstellungsvorschriften für MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPEN 

ABSCHNITT I 

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

"1. Der Ausdruck "UNTERNEHMENSGRUPPE" bezeichnet eine Gruppe von Unternehmen, die 

durch Eigentum oder Beherrschung verbunden sind, so dass sie entweder nach den geltenden Rech-

nungslegungsgrundsätzen zur Aufstellung eines KONSOLIDIERTEN ABSCHLUSSES für Rech-

nungslegungszwecke verpflichtet ist oder dazu verpflichtet wäre, wenn Eigenkapitalbeteiligungen 

an einem der Unternehmen an einer öffentlichen Wertpapierbörse gehandelt würden. 

"2. Der Ausdruck "UNTERNEHMEN" bezeichnet jede Form von Geschäftstätigkeit, die von einer 

in Artikel 3 Nummer 11 Buchstaben b, c, und d genannten Person ausgeübt wird. 

"3. Der Ausdruck "MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPE" bezeichnet eine UNTER-

NEHMENSGRUPPE, die zwei oder mehr Unternehmen umfasst, deren steuerliche Ansässigkeit in 

unterschiedlichen Staaten liegt, oder ein Unternehmen, das in einem Staat steuerlich ansässig ist 

und in einem anderen Staat mit der durch eine Betriebsstätte ausgeübten Geschäftstätigkeit steuer-

pflichtig ist, und die keine FREIGESTELLTE MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPE 

ist. 

"4. Der Ausdruck "FREIGESTELLTE MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPE" 

bezeichnet in Bezug auf ein STEUERJAHR eine UNTERNEHMENSGRUPPE, deren konsolidier-

ter Gesamtumsatz ab Januar 2015 in dem STEUERJAHR, das dem BERICHTSSTEUERJAHR 

unmittelbar voranging, gemäß ihrem KONSOLIDIERTEN ABSCHLUSS für dieses vorangegan-

gene STEUERJAHR weniger als 750 000 000 EUR oder weniger als ein Betrag in der Landeswäh-

rung von etwa 750 000 000 EUR beträgt. 
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"5. Der Ausdruck "GESCHÄFTSEINHEIT" bezeichnet eine der folgenden Einheiten: 

a) einen eigenständigen Geschäftsbereich einer MULTINATIONALEN UNTERNEHMENS-

GRUPPE, der für Rechnungslegungszwecke in den KONSOLIDIERTEN ABSCHLUSS der MUL-

TINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE einbezogen wird oder darin einbezogen würde, 

wenn Eigenkapitalbeteiligungen an diesem Geschäftsbereich einer MULTINATIONALEN 

UNTERNEHMENSGRUPPE an einer öffentlichen Wertpapierbörse gehandelt würden; 

b) einen eigenständigen Geschäftsbereich, der nur aufgrund seiner Größe oder aus Wesentlichkeits-

gründen nicht in den KONSOLIDIERTEN ABSCHLUSS der MULTINATIONALEN UNTER-

NEHMENSGRUPPE einbezogen wird; 

c) eine Betriebsstätte eines unter Buchstabe a oder b fallenden eigenständigen Geschäftsbereichs 

einer MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, sofern der Geschäftsbereich für Rech-

nungslegungs-, Aufsichts-, Steuer- oder interne Steuerungszwecke einen Einzelabschluss für diese 

Betriebsstätte aufstellt. 

"6. Der Ausdruck "BERICHTENDER RECHTSTRÄGER" bezeichnet die GESCHÄFTSEINHEIT, 

die verpflichtet ist, einen gemäß den Anforderungen des Artikels 8aa Absatz 3 erstellten länder-

bezogenen Bericht im Staat seiner steuerlichen Ansässigkeit im Namen der MULTINATIONALEN 

UNTERNEHMENSGRUPPE vorzulegen. Der BERICHTENDE RECHTSTRÄGER kann die 

OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT, die VERTRETENDE MUTTERGESELLSCHAFT oder 

ein anderer in Abschnitt II Nummer 1 genannter Rechtsträger sein. 

"7. Der Ausdruck "OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT" bezeichnet eine GESCHÄFTSEIN-

HEIT einer MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, die die folgenden Kriterien 

erfüllt: 

a) sie besitzt direkt oder indirekt ausreichende Anteile an einer oder mehreren GESCHÄFTSEIN-

HEITEN einer solchen MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, so dass sie zur Auf-

stellung von KONSOLIDIERTEN ABSCHLÜSSEN nach den im Staat ihrer steuerlichen Ansässig-

keit allgemein geltenden Rechnungslegungsgrundsätzen verpflichtet ist oder dazu verpflichtet wäre, 

wenn ihre Eigenkapitalbeteiligungen an einer öffentlichen Wertpapierbörse im Staat ihrer steuer-

lichen Ansässigkeit gehandelt würden; 

b) innerhalb der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE existiert keine andere 

GESCHÄFTSEINHEIT, die direkt oder indirekt Anteile im Sinne von Buchstabe a an der erst-

genannten GESCHÄFTSEINHEIT besitzt. 



 

 

6672/16   do/BB/mh 20 
ANLAGE DG G 2B  DE 
 

"8. Der Ausdruck "VERTRETENDE MUTTERGESELLSCHAFT" bezeichnet eine GESCHÄFTS-
EINHEIT einer MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, die von dieser als alleinige 
Vertreterin der OBERSTEN MUTTERGESELLSCHAFT benannt wurde, um den länderbezogenen 
Bericht im Staat der steuerlichen Ansässigkeit dieser GESCHÄFTSEINHEIT im Namen der MUL-
TINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE vorzulegen, sofern eine oder mehrere der in 
Abschnitt II Nummer 1 Buchstabe b festgelegten Voraussetzungen zutreffen. 

"9. Der Ausdruck "STEUERJAHR" bezeichnet einen jährlichen Rechnungslegungszeitraum, für 
den die OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENS-
GRUPPE ihre Abschlüsse erstellt. 

"10. Der Ausdruck "BERICHTSSTEUERJAHR" bezeichnet das STEUERJAHR, dessen finanzielle 
und operative Ergebnisse gemäß Artikel 8aa Absatz 3 im länderbezogenen Bericht aufgeführt 
werden. 

"11. Der Ausdruck "QUALIFIZIERTE VEREINBARUNG ZWISCHEN DEN ZUSTÄNDIGEN 
BEHÖRDEN" bezeichnet eine Vereinbarung zwischen den bevollmächtigten Vertretern eines EU-
Mitgliedstaats und eines Drittlandes, die Vertragsparteien eines INTERNATIONALEN ÜBER-
EINKOMMENS sind, über den automatischen Austausch länderbezogener Berichte zwischen den 
beteiligten Ländern. 

"12. Der Ausdruck "INTERNATIONALES ÜBEREINKOMMEN" bezeichnet das Übereinkommen 
über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen, jedes bilaterale oder multilaterale Steuerüberein-
kommen oder jedes Abkommen über den Informationsaustausch in Steuersachen, dessen Vertrags-
partei der jeweilige Mitgliedstaat ist und das gemäß seinen Bestimmungen die rechtliche Befugnis 
für den Austausch von Steuerinformationen zwischen den Staaten, einschließlich des automatischen 
Austauschs solcher Informationen, erteilt. 

"13. Der Ausdruck "KONSOLIDIERTE ABSCHLÜSSE" bezeichnet die Abschlüsse einer MUL-
TINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, in denen die Vermögenswerte, Schulden, Ein-
künfte, Aufwendungen und Cashflows der OBERSTEN MUTTERGESELLSCHAFT und der 
GESCHÄFTSEINHEITEN so dargestellt werden, als gehörten sie zu einer einzigen wirtschaft-
lichen Einheit. 

"14. Der Ausdruck "SYSTEMISCHES VERSAGEN" in Bezug auf einen Staat bedeutet entweder, 
dass ein Staat zwar über eine geltende QUALIFIZIERTE VEREINBARUNG ZWISCHEN DEN 
ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN mit einem Mitgliedstaat verfügt, den automatischen Informations-
austausch (aus anderen als den in den Bestimmungen dieser Vereinbarung vorgesehenen Gründen) 
jedoch ausgesetzt hat, oder dass ein Staat auf andere Weise über einen längeren Zeitraum hinweg 
versäumt hat, die in seinem Besitz befindlichen länderbezogenen Berichte über MULTINATIO-
NALE UNTERNEHMENSGRUPPEN mit GESCHÄFTSEINHEITEN in einem Mitgliedstaat an 
diesen Mitgliedstaat automatisch zu übermitteln. 
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ABSCHNITT II 

ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN AN DIE BERICHTERSTATTUNG 

"1. Eine in einem Mitgliedstaat ansässige GESCHÄFTSEINHEIT, bei der es sich nicht um die 

OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT einer MULTINATIONALEN UNTERNEH-

MENSGRUPPE handelt, übermittelt einen länderbezogenen Bericht für das BERICHTS-

STEUERJAHR einer MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, deren 

GESCHÄFTSEINHEIT sie ist, wenn die folgenden Kriterien erfüllt sind: 

a) die GESCHÄFTSEINHEIT ist in einem Mitgliedstaat steuerlich ansässig; 

b) eine der folgenden Voraussetzungen trifft zu: 

i. die OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT der MULTINATIONALEN 

UNTERNEHMENSGRUPPE ist nicht dazu verpflichtet, einen länder-

bezogenen Bericht im Staat ihrer steuerlichen Ansässigkeit vorzulegen; 

ii. der Staat, in dem die OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT steuerlich 

ansässig ist, verfügt über ein geltendes INTERNATIONALES ÜBER-

EINKOMMEN, dessen Vertragspartei der Mitgliedstaat ist, jedoch über 

keine geltende QUALIFIZIERTE VEREINBARUNG ZWISCHEN DEN 

ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN, deren Vertragspartei der Mitgliedstaat zu 

dem in Artikel 8aa Absatz 1 festgelegten Zeitpunkt für die Vorlage des 

länderbezogenen Berichts für das BERICHTSSTEUERJAHR ist; 

iii. es ist zu einem SYSTEMISCHEN VERSAGEN des Staates der steuer-

lichen Ansässigkeit der OBERSTEN MUTTERGESELLSCHAFT 

gekommen, das der GESCHÄFTSEINHEIT vom Mitgliedstaat mitgeteilt 

wurde, in dem sie steuerlich ansässig ist. 
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Eine in einem Mitgliedstaat ansässige GESCHÄFTSEINHEIT gemäß Absatz 1 fordert ihre 
OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT auf, ihr alle Informationen zur Verfügung zu stel-
len, die sie benötigt, um ihren Verpflichtungen zur Vorlage eines länderbezogenen Berichts 
gemäß Artikel 8aa Absatz 3 nachzukommen. Hat diese GESCHÄFTSEINHEIT dennoch 
nicht alle erforderlichen Informationen zur Berichterstattung für die MULTINATIONALE 
UNTERNEHMENSGRUPPE erhalten oder eingeholt, so legt sie einen länderbezogenen 
Bericht mit allen Informationen, über die sie verfügt bzw. die sie erhalten oder eingeholt hat, 
vor und unterrichtet ihren Ansässigkeitsmitgliedstaat darüber, dass die OBERSTE MUT-
TERGESELLSCHAFT sich geweigert hat, die erforderlichen Informationen bereitzustellen. 
Dies gilt unbeschadet des Rechts des betreffenden Mitgliedstaats, die in seinen nationalen 
Rechtsvorschriften vorgesehenen Sanktionen anzuwenden, und dieser Mitgliedstaat unter-
richtet alle anderen Mitgliedstaaten über diese Weigerung. 

Bei mehr als einer in der Union steuerlich ansässigen GESCHÄFTSEINHEIT derselben 
MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE und bei Erfüllung einer oder mehre-
rer Voraussetzungen gemäß Buchstabe b kann die MULTINATIONALE UNTERNEH-
MENSGRUPPE eine dieser GESCHÄFTSEINHEITEN benennen, die den länderbezogenen 
Bericht gemäß den Anforderungen des Artikels 8aa Absatz 3 für ein BERICHTSSTEUER-
JAHR innerhalb der in Artikel 8aa Absatz 1 angegebenen Frist vorlegt und den Mitglied-
staat, für den die Vorlage bestimmt ist, darüber informiert, dass damit der für alle in der 
Union steuerlich ansässigen GESCHÄFTSEINHEITEN dieser MULTINATIONALEN 
UNTERNEHMENSGRUPPE bestehenden Berichtspflicht nachgekommen wird. Nach 
Erhalt des länderbezogenen Berichts übermittelt der Mitgliedstaat diesen gemäß Artikel 8aa 
Absatz 2 an jeden Mitgliedstaat, in dem gemäß den im Bericht enthaltenen Informationen 
eine oder mehrere GESCHÄFTSEINHEITEN der MULTINATIONALEN UNTERNEH-
MENSGRUPPE des BERICHTENDEN RECHTSTRÄGERS entweder steuerlich ansässig 
oder in Bezug auf die Geschäftstätigkeiten, denen sie über eine Betriebsstätte nachgehen, 
steuerpflichtig sind. 

Kann eine GESCHÄFTSEINHEIT nicht alle Informationen, die für die Vorlage eines län-
derbezogenen Berichts gemäß Artikel 8aa Absatz 3 erforderlich sind, erhalten oder einholen, 
so kann sie nicht als BERICHTENDER RECHTSTRÄGER der MULTINATIONALEN 
UNTERNEHMENSGRUPPE gemäß Absatz 3 dieser Nummer benannt werden. Diese Vor-
schrift gilt unbeschadet der Verpflichtung der GESCHÄFTSEINHEIT, dem Mitgliedstaat 
ihrer Niederlassung zu melden, dass die OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT sich 
geweigert hat, die erforderlichen Informationen zur Verfügung zu stellen. 
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"2. Abweichend von Nummer 1 ist eine unter Nummer 1 beschriebene Geschäftseinheit, wenn eine 
oder mehrere der unter Nummer 1 Buchstabe b festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind, nicht 
verpflichtet, einen länderbezogenen Bericht für ein BERICHTSSTEUERJAHR vorzulegen, 
sofern die MULTINATIONALE UNTERNEHMENSGRUPPE, deren GESCHÄFTSEINHEIT 
sie ist, für dieses STEUERJAHR bereits einen länderbezogenen Bericht gemäß Artikel 8aa 
Absatz 3 über eine VERTRETENDE MUTTERGESELLSCHAFT bereitgestellt hat, die diesen 
länderbezogenen Bericht den Steuerbehörden des Staates ihrer steuerlichen Ansässigkeit zum 
oder vor dem in Artikel 8aa Absatz 1 festgelegten Zeitpunkt vorlegt und die, sollte es sich um 
eine VERTRETENDE MUTTERGESELLSCHAFT mit steuerlicher Ansässigkeit in einem 
Staat außerhalb der Union handeln, folgende Voraussetzungen erfüllt: 

a) der Staat der steuerlichen Ansässigkeit der VERTRETENDEN MUTTERGESELL-
SCHAFT verlangt die Vorlage eines länderbezogenen Berichts gemäß den in Artikel 8aa 
Absatz 3 genannten Anforderungen; 

b) der Staat der steuerlichen Ansässigkeit der VERTRETENDEN MUTTERGESELL-
SCHAFT verfügt über eine geltende QUALIFIZIERTE VEREINBARUNG ZWISCHEN 
DEN ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN, deren Vertragspartei der Mitgliedstaat zu dem in 
Artikel 8aa Absatz 1 festgelegten Zeitpunkt für die Vorlage des länderbezogenen Berichts 
für das BERICHTSSTEUERJAHR ist; 

c) der Staat der steuerlichen Ansässigkeit der VERTRETENDEN MUTTERGESELL-
SCHAFT hat den Mitgliedstaat nicht über ein SYSTEMISCHES VERSAGEN informiert; 

d) dem Staat der steuerlichen Ansässigkeit der VERTRETENDEN MUTTERGESELL-
SCHAFT wurde spätestens bis zum letzten Tag des BERICHTSSTEUERJAHRES der 
betreffenden MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE von der in seinem 
Steuerhoheitsgebiet ansässigen GESCHÄFTSEINHEIT mitgeteilt, dass sie die VER-
TRETENDE MUTTERGESELLSCHAFT ist; 

e) der Mitgliedstaat hat eine Mitteilung gemäß Nummer 4 erhalten. 

"3. Die Mitgliedstaaten verlangen, dass jede GESCHÄFTSEINHEIT einer MULTINATIONALEN 
UNTERNEHMENSGRUPPE, die in dem jeweiligen Mitgliedstaat steuerlich ansässig ist, 
diesem Mitgliedstaat spätestens am letzten Tag des für eine solche MULTINATIONALE 
UNTERNEHMENSGRUPPE geltenden BERICHTSSTEUERJAHRS mitteilt, ob sie die 
OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT, die VERTRETENDE MUTTERGESELLSCHAFT 
oder eine GESCHÄFTSEINHEIT gemäß Nummer 1 ist. Die Mitgliedstaaten können diese Frist 
bis zum letzten Tag für die Einreichung einer Steuererklärung dieser GESCHÄFTSEINHEIT 
für das vorangegangene Steuerjahr verlängern. 
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"4. Die Mitgliedstaaten verlangen von einer in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet steuerlich ansässi-

gen GESCHÄFTSEINHEIT einer MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, die 

weder die OBERSTE MUTTERGESELLSCHAFT noch die VERTRETENDE MUTTER-

GESELLSCHAFT noch eine GESCHÄFTSEINHEIT gemäß Nummer 1 ist, dass sie den Mit-

gliedstaat spätestens am letzten Tag des für eine solche MULTINATIONALE UNTERNEH-

MENSGRUPPE geltenden BERICHTSSTEUERJAHRS über die Identität und die steuerliche 

Ansässigkeit des BERICHTENDEN RECHTSTRÄGERS informiert. Die Mitgliedstaaten 

können diese Frist bis zum letzten Tag für die Einreichung einer Steuererklärung dieser 

GESCHÄFTSEINHEIT für das vorangegangene Steuerjahr verlängern. 

"5. Im länderbezogenen Bericht ist die Währung der in diesem Bericht genannten Beträge 

anzugeben. 



 

 

6672/16   do/BB/mh 25 
ANLAGE DG G 2B  DE 
 

ABSCHNITT III 

LÄNDERBEZOGENER BERICHT 
Α. Musterformblatt für den länderbezogenen Bericht 
Tabelle 1: Übersicht über die Aufteilung der Einkünfte, Steuern und Geschäftstätigkeiten nach Steuerhoheitsgebieten 
 

Name der multinationalen Unternehmensgruppe:  
Betrachtetes Steuerjahr:  
Verwendete Währung: 

Steuerhoheits-
gebiet 

Erträge Vorsteuergewin
n 

(-verlust) 

Gezahlte 
Ertragsteuer (auf 

Kassenbasis) 

Noch zu zahlende 
Ertragsteuer 

(laufendes Jahr) 

Ausgewiesenes 
Kapital 

Einbehaltener 
Gewinn 

Beschäftigten-
zahl 

Materielle Vermögenswerte 
(ohne flüssige Mittel) Fremde 

Unternehmen 
Nahestehende 
Unternehmen Insgesamt 
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Tabelle 2 Auflistung aller GESCHÄFTSEINHEITEN der MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE, die in den verschiedenen Gesamtangaben erfasst sind, nach Steuerhoheitsgebieten 
 

Name der multinationalen Unternehmensgruppe:  
Betrachtetes Steuerjahr: 

Steuerhoheits-
gebiet 

Im Steuerhoheitsgebiet 
ansässige 

Geschäftseinheiten 

Gründungsstaat oder Staat 
der 

Handelsregistereintragung, 
falls abweichend vom 

Ansässigkeitsstaat 

Wichtigste Geschäftstätigkeit(en) 
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 "1.               

"2.               

"3.               

 "1.               

"2.               

"3.               

"1. Bitte geben Sie die Art der Tätigkeit der Geschäftseinheit unter "Zusätzliche Informationen" an. 

Tabelle 3: Zusätzliche Informationen 

 
Name der multinationalen Unternehmensgruppe: 

Betrachtetes Steuerjahr: 

Bitte geben Sie hier kurz alle weiteren Informationen oder Erläuterungen, die Sie für notwendig erachten oder die das Verständnis der vorgeschriebenen Informationen im länderbezogenen Bericht erleichtern können. 

 

 

 



 

 

6672/16   do/BB/mh 27 
ANLAGE DG G 2B  DE 
 

B. Allgemeine Anleitungen zum Ausfüllen des länderbezogenen Berichts 

"1. Zweck 

Das Musterformblatt ist für die Berichterstattung über die Aufteilung der Einkünfte, Steuern und 

Geschäftstätigkeiten einer MULTINATIONALEN UNTERNEHMENSGRUPPE auf Ebene der 

einzelnen Steuerhoheitsgebiete zu verwenden. 

"2. Behandlung von Zweigniederlassungen und Betriebsstätten 

Die Betriebsstättendaten sind in Bezug auf das Steuerhoheitsgebiet vorzulegen, in dem sich die 

Betriebsstätte befindet, und nicht in Bezug auf den Ansässigkeitsstaat des Geschäftsbereichs, dem 

sie angehört. Die Berichterstattung gegenüber dem Ansässigkeitsstaat für den Geschäftsbereich, 

dem die Betriebsstätte angehört, umfasst keine Finanzdaten, die sich auf die Betriebsstätte beziehen. 

"3. Zeitrahmen des Musterformblatts für die jährliche Berichterstattung 

Das Formblatt bezieht sich auf das Steuerjahr des BERICHTENDEN MULTINATIONALEN 

UNTERNEHMENS. Für GESCHÄFTSEINHEITEN enthält das Formblatt nach Ermessen des 

BERICHTENDEN MULTINATIONALEN UNTERNEHMENS entweder 

a) Informationen für das Steuerjahr der jeweils betrachteten GESCHÄFTSEINHEITEN, das am 

selben Tag endet wie das Steuerjahr des BERICHTENDEN MULTINATIONALEN UNTER-

NEHMENS oder das in einem Zeitraum von 12 Monaten vor diesem Datum endet, oder 

b) Informationen für alle betrachteten GESCHÄFTSEINHEITEN für das Steuerjahr des 

BERICHTENDEN MULTINATIONALEN UNTERNEHMENS. 
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"4. Datenquellen 

Das BERICHTENDE MULTINATIONALE UNTERNEHMEN verwendet beim Ausfüllen des 
Formblatts Jahr für Jahr konsistent die gleichen Datenquellen. Dem BERICHTENDEN MULTI-
NATIONALEN UNTERNEHMEN ist freigestellt, Daten aus seiner konsolidierten Unternehmens-
berichterstattung, aus den gesetzlich vorgesehenen Jahresabschlüssen der einzelnen Unternehmen, 
aus für aufsichtsrechtliche Zwecke erstellten Abschlüssen oder aus seiner internen Rechnungs-
legung zu verwenden. Es ist nicht notwendig, die Angaben zu Erträgen, Gewinnen und Steuern im 
Musterformblatt mit den konsolidierten Abschlüssen in Einklang zu bringen. Wenn gesetzlich vor-
geschriebene Jahresabschlüsse als Grundlage für die Berichterstattung dienen, sind sämtliche 
Beträge in die ausgewiesene funktionale Währung des BERICHTENDEN MULTINATIONALEN 
UNTERNEHMENS umzurechnen, wobei der durchschnittliche Wechselkurs des im Abschnitt 
"Zusätzliche Informationen" des Musterformblatts angegebenen Jahres zugrunde zu legen ist. 
Allerdings müssen keine Anpassungen für Unterschiede zwischen den in den verschiedenen Steuer-
hoheitsgebieten angewandten Rechnungslegungsgrundsätzen vorgenommen werden. 

Das BERICHTENDE MULTINATIONALE UNTERNEHMEN gibt im Abschnitt "Zusätzliche 
Informationen" des Musterformblatts eine kurze Beschreibung der beim Ausfüllen des Formblatts 
verwendeten Daten. Kommt es von einem Jahr zum nächsten zu Änderungen bei den Datenquellen, 
erläutert das BERICHTENDE MULTINATIONALE UNTERNEHMEN die Gründe dieser Ände-
rungen sowie deren Konsequenzen im Abschnitt "Zusätzliche Informationen" des Musterformblatts. 

C. Spezielle Anleitungen zum Ausfüllen des länderbezogenen Berichts 

"1. Übersicht über die Aufteilung der Einkünfte, Steuern und Geschäftstätigkeiten nach 
Steuerhoheitsgebieten (Tabelle 1) 

"1.1. Steuerhoheitsgebiet 

In der ersten Spalte des Musterformblatts listet das BERICHTENDE MULTINATIONALE 
UNTERNEHMEN alle Steuerhoheitsgebiete auf, in denen GESCHÄFTSEINHEITEN der multina-
tionalen Unternehmensgruppe steuerlich ansässig sind. Ein Steuerhoheitsgebiet ist definiert als ein 
Gebiet, das über fiskalische Autonomie verfügt, sei es ein Staat oder nicht. Eine gesonderte Zeile ist 
für alle GESCHÄFTSEINHEITEN der Multinationalen Unternehmensgruppe aufzunehmen, die 
nach Ansicht des BERICHTENDEN MULTINATIONALEN UNTERNEHMENS in keinem Steu-
erhoheitsgebiet steuerlich ansässig sind. Wenn eine GESCHÄFTSEINHEIT in mehr als einem 
Steuerhoheitsgebiet ansässig ist, wird die Kollisionsregel des geltenden Steuerabkommens ange-
wandt, um den Ansässigkeitsstaat zu bestimmen. Wenn kein anwendbares Steuerabkommen vor-
liegt, ist die GESCHÄFTSEINHEIT im Steuerhoheitsgebiet des Orts ihrer tatsächlichen Geschäfts-
leitung zu melden. Der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung ist im Einklang mit international ver-
einbarten Standards zu bestimmen. 
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"1.2. Erträge 

In den drei Spalten unter der Überschrift "Erträge" des Musterformblatts stellt das BERICHTENDE 

MULTINATIONALE UNTERNEHMEN die folgenden Informationen bereit: 

a) Summe der Erträge aller GESCHÄFTSEINHEITEN der multinationalen Unternehmens-

gruppe im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet, die durch Transaktionen mit verbundenen 

Unternehmen erzielt wurden; 

b) Summe der Erträge aller GESCHÄFTSEINHEITEN der multinationalen Unternehmens-

gruppe im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet, die durch Transaktionen mit fremden Dritten 

erzielt wurden; 

c) Summe von a) und b). 

Die Erträge umfassen Erlöse aus dem Verkauf von Vorratsvermögen und Liegenschaften, aus 

Dienstleistungen, Lizenzgebühren, Zinsen, Prämien sowie alle etwaigen sonstigen Beträge. Nicht 

unter den Erträgen erfasst werden von anderen GESCHÄFTSEINHEITEN bezogene Zahlungen, 

die im Steuerhoheitsgebiet des Zahlungsleistenden als Dividenden behandelt werden. 

"1.3. Vorsteuergewinn (-verlust) 

In der fünften Spalte des Musterformblatts gibt das BERICHTENDE MULTINATIONALE 

UNTERNEHMEN die Summe der Vorsteuergewinne/-verluste aller GESCHÄFTSEINHEITEN an, 

die im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuerlich ansässig sind. Der Vorsteuer-

gewinn/-verlust umfasst alle außerordentlichen Einnahmen- und Ausgabenposten. 

"1.4. Gezahlte Ertragsteuer (auf Kassenbasis) 

In der sechsten Spalte des Musterformblatts gibt das BERICHTENDE MULTINATIONALE 

UNTERNEHMEN den Gesamtbetrag der von allen im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet 

ansässigen GESCHÄFTSEINHEITEN während des betreffenden Steuerjahrs tatsächlich gezahlten 

Ertragsteuer an. Die gezahlten Steuern umfassen die von der GESCHÄFTSEINHEIT an das Steu-

erhoheitsgebiet, in dem sie steuerlich ansässig ist, sowie an alle anderen Steuerhoheitsgebiete direkt 

gezahlten Steuern. Die gezahlten Steuern umfassen die von anderen Geschäftseinheiten (verbun-

dene Unternehmen und fremde Unternehmen) in Bezug auf Zahlungen an die GESCHÄFTSEIN-

HEIT gezahlten Quellensteuern. Wenn ein im Steuerhoheitsgebiet A ansässiges Unternehmen A 

Zinseinnahmen im Steuerhoheitsgebiet B bezieht, sollte die im Steuerhoheitsgebiet B einbehaltene 

Quellensteuer somit von Unternehmen A ausgewiesen werden. 
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"1.5. Noch zu zahlende Ertragsteuer (laufendes Jahr) 

In der siebten Spalte des Musterformblatts gibt das BERICHTENDE MULTINATIONALE 

UNTERNEHMEN die Summe der noch zu zahlenden laufenden Steueraufwendungen auf zu ver-

steuernde Gewinne oder Verluste des Berichtsjahres aller GESCHÄFTSEINHEITEN an, die im 

jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuerlich ansässig sind. Die laufenden Steueraufwendun-

gen entsprechen nur Tätigkeiten des laufenden Jahres und umfassen keine latenten Steuern oder 

Rückstellungen für ungewisse Steuerverbindlichkeiten. 

"1.6. Ausgewiesenes Kapital 

In der achten Spalte des Musterformblatts gibt das BERICHTENDE MULTINATIONALE 

UNTERNEHMEN die Summe des ausgewiesenen Kapitals aller GESCHÄFTSEINHEITEN an, die 

im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuerlich ansässig sind. In Bezug auf Betriebsstätten ist 

das ausgewiesene Kapital von der juristischen Person anzugeben, zu der die jeweils betrachtete 

Betriebsstätte gehört, es sei denn im Betriebsstättenstaat bestünde eine aufsichtsrechtliche Eigen-

kapitalanforderung. 

"1.7. Einbehaltener Gewinn 

In der neunten Spalte des Musterformblatts gibt das BERICHTENDE MULTINATIONALE 

UNTERNEHMEN die Summe der gesamten einbehaltenen Gewinne aller GESCHÄFTSEINHEI-

TEN, die im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuerlich ansässig sind, mit Stand zum Jah-

resende an. In Bezug auf Betriebsstätten sind die einbehaltenen Gewinne von der juristischen Per-

son anzugeben, zu der die jeweils betrachtete Betriebsstätte gehört. 
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"1.8. Beschäftigtenzahl 

In der zehnten Spalte des Musterformblatts gibt das BERICHTENDE MULTINATIONALE 

UNTERNEHMEN die Gesamtzahl der Beschäftigten (in Vollzeitäquivalenten) aller GESCHÄFTS-

EINHEITEN an, die im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuerlich ansässig sind. Die 

Beschäftigtenzahl kann zum Jahresendstand, auf Basis des Durchschnitts für das betreffende Jahr 

oder nach jedem anderen Prinzip, das von Jahr zu Jahr für alle Steuerhoheitsgebiete konsistent 

angewandt wird, angegeben werden. Unabhängige Auftragnehmer, die an der regulären Geschäfts-

tätigkeit der jeweils betrachteten GESCHÄFTSEINHEIT mitwirken, können dabei als Beschäftigte 

gezählt werden. Sachgerecht auf- bzw. abgerundete oder ungefähre Angaben der Beschäftigtenzahl 

sind zulässig, vorausgesetzt die Auf- bzw. Abrundung oder Approximation führt nicht zu einer 

wesentlichen Verzerrung der relativen Verteilung der Beschäftigten auf die verschiedenen Steuer-

hoheitsgebiete. Die angewandten Methoden sollten von Jahr zu Jahr sowie für die verschiedenen 

GESCHÄFTSEINHEITEN konsistent sein. 

"1.9. Materielle Vermögenswerte (ohne flüssige Mittel) 

In der elften Spalte des Musterformblatts gibt das BERICHTENDE MULTINATIONALE UNTER-

NEHMEN die Summe des Nettobuchwerts der materiellen Vermögenswerte aller GESCHÄFTS-

EINHEITEN an, die im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuerlich ansässig sind. In Bezug 

auf Betriebsstätten sind die Vermögenswerte unter dem Steuerhoheitsgebiet anzugeben, in dem sich 

die jeweilige Betriebsstätte befindet. Materielle Vermögenswerte umfassen für die Zwecke dieser 

Spalte keine flüssigen Mittel, immateriellen Werte oder Finanzwerte. 

"2. Auflistung aller GESCHÄFTSEINHEITEN der multinationalen Unternehmensgruppe, 

die in den verschiedenen Gesamtangaben erfasst sind, nach Steuerhoheitsgebieten (Tabelle 2) 

"2.1. Im Steuerhoheitsgebiet ansässige GESCHÄFTSEINHEITEN 

Das BERICHTENDE MULTINATIONALE UNTERNEHMEN gibt für die einzelnen Steuer-

hoheitsgebiete und nach Namen der juristischen Person alle GESCHÄFTSEINHEITEN der multi-

nationalen Unternehmensgruppe an, die im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet steuerlich 

ansässig sind. In Bezug auf Betriebsstätten gilt jedoch, wie unter Nummer 2 im Abschnitt "Allge-

meine Anleitungen" erwähnt, dass die jeweils betrachtete Betriebsstätte unter dem Steuerhoheits-

gebiet aufgelistet wird, in dem sie sich befindet. Dabei wird die juristische Person genannt, deren 

Betriebsstätte sie ist. 
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"2.2. Steuerhoheitsgebiet der Gründung oder der Handelsregistereintragung falls abweichend vom 

Steuerhoheitsgebiet der Ansässigkeit 

Das BERICHTENDE MULTINATIONALE UNTERNEHMEN gibt den Namen des Steuer-

hoheitsgebiets an, nach dessen Rechtsvorschriften die jeweils betrachtete GESCHÄFTSEINHEIT 

der multinationalen Unternehmensgruppe gegründet bzw. im Handelsregister eingetragen wurde, 

falls es sich dabei um ein anderes Steuerhoheitsgebiet als das der Ansässigkeit handelt. 

"2.3. Wichtigste Geschäftstätigkeit(en) 

Das BERICHTENDE MULTINATIONALE UNTERNEHMEN bestimmt die Art der wichtigsten 

Geschäftstätigkeit(en), der die GESCHÄFTSEINHEIT im jeweils betrachteten Steuerhoheitsgebiet 

nachgeht, indem es eine oder mehrere zutreffende Kategorien ankreuzt."  
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